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Bemerkungen 
*um Rechenschaftsbericht 
4er CDU für 1984 
jJ1 dem Rechenschaftsbericht 1984 wird die Öffentlichkeit erstmals über 
Rahmen, Ausgaben und über die Vermögensrechnungen der Parteien 

alliiert unterrichtet. 
n'e Transparenz der Parteifinanzen ist das erklärte Ziel der grundlegend 
gefaßten Vorschriften über die Rechenschaftslegung der Parteien in dem 

^ienfinanzierungsgesetz" von 1983. 
.^itihn- ,_ _•_.      -. ._, *. ,p> »hnen wurde eine seit Jahren von der CDU erhobene Forderung 
L^rklicht. 
^.Grundgesetz forderte von den Parteien ursprünglich nur eine 
dje 

henschaftslegung über ihre Einnahmen. Das neue Gesetz geht weit über 
,  Ses alte grundgesetzliche Postulat hinaus. 

•Vt S-° ist die auch in der Öffentlichkeit geforderte Transparenz der 
fr 

Te,finanzen zu gewährleisten. Die Öffentlichkeit hat einen Anspruch auf 
s%nSparenz der Parteienfinanzen, und die Parteien haben die 
^. Verständliche Pflicht, diesem Anspruch gerecht zu werden. 
^Rechenschaftslegung über die Einnahmen ist in der Vergangenheit nicht 
bje ? 'n dem Sinne erfolgt, wie das Parteiengesetz von 1967 dies verlangt hat. 
ly  hehler der Vergangenheit dürfen sich nicht wiederholen. 
^ War selbstverständlicher Ausgangspunkt und selbstverständliches Ziel 
^chParteimternen ArDeiten zur Vorbereitung der neuen 
^j/^schaftslegung im Bundesvorstand, in den Finanzgremien der 
Ve ?espartei, in den Landes-, Kreis- und Ortsverbänden und in den 
He

ln'8Ungen; mit diesen Arbeiten wurde unmittelbar nach Inkrafttreten des 
|Y   

n Gesetzes am 1. Januar 1984 begonnen. 
r\n ^Fbeiten fanden ihren Niederschlag in der Neufassung der 
%diWlrtscnaft,icnen Bestimmungen des Bundesparteistatutes, in einer 

hegenden Änderung der Finanz- und Beitragsordnung und in mehreren, 
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von den Finanzgremien der Partei beschlossenen und vom Bundesvorstand 
für die Gesamtpartei für verbindlich erklärten Richtlinien und 
Arbeitsanweisungen. 
Der Rechenschaftsbericht 1984 gibt erstmals detailliert Auskunft über die 
Finanzausstattung der Gesamtpartei und ihrer regionalen Gliederungen, üt>e 

Einnahmen- und Ausgabenstruktur sowie über die Vermögensstruktur und 
über den parteiinternen Finanzverbund mit Zuschüssen von und an 
Gliederungen. 
Der Rechenschaftsbericht ist eine Bestandsaufnahme des Jahres 1984. 
Vergleiche mit finanzwirtschaftlichen Daten früherer Jahre sind nur für die 
Einnahmenseite, und das zum Teil auch nur mit erheblichen 
Einschränkungen, möglich. 
Eine Analyse der Entwicklung der Parteifinanzen ist deshalb anhand des 
vorliegenden Rechenschaftsberichtes noch nicht möglich. Auch parteiintern 
liegen Vergleichszahlen für die Gesamtpartei und ihre Gliederungen nicht 
vor, weil es auch parteiintern in früheren Jahren keine weitergehenden 
Melde- und Rechenschaftslegungsbestimmungen gab als die, die das 
Parteiengesetz von 1967 für die Rechenschaftslegung der Einnahmen 
verlangte. 
„Die CDU ist eine föderativ-dezentral organisierte Partei. Auch die 
Verantwortung für die Finanzen liegt bei den Vorständen der jeweiligen 
regionalen und sektoralen (Vereinigungen!) Parteigliederungen", merkt da* . 
der Bundesschatzmeister der CDU, Walther Leisler Kiep, in seinen als An' 
dem Rechenschaftsbericht beigefügten „Erläuterungen gemäß § 24 Abs. 6 
Parteiengesetz zum Rechenschaftsbericht der CDU für 1984" an. 
Dies bedeutet: Der jetzt veröffentlichte Rechenschaftsbericht vermittelt m1 

seinen detaillierten Informationen Erkenntnisse über Finanzwirtschaftliche 
Daten und Zusammenhänge, die es auch parteiintern zu einem erhebliche" 
Teil bislang nicht gegeben hat. 

Erläuterungen zu Einzelpositionen des 
Rechenschaftsberichtes der CDU 1984 
1. Die finanzielle Grundausstattung der Partei ist auf allen 
Gliederungsebenen befriedigend; das gilt insbesondere auch für die 
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Nteibasis, also die Kreis- und Ortsverbände, über deren finanzielle 
Verhältnisse auch parteiintern bislang Einzelheiten nicht bekannt waren. 

^"eis- und Ortsverbände werden gemäß den 
*echenschaftslegungsvorschriften in dem Rechenschaftsbericht 
ijjsammengefaßt ausgewiesen. Die CDU hat 251 Kreisverbände und ca. 
lV°00 Stadt- und Gemeindeverbände — bei insgesamt rund 730000 
^gliedern. 

f}r finanziellen Ausstattung der Parteibasis enthält der Rechenschaftsbericht 
%mde Hinweise: 
? von den Geldbeständen der Gesamtpartei in Höhe von 69,6 Mio. DM — 
^nen Verbindlichkeiten von 33,4 Mio. DM gegenüberstehen! — entfallen 
r?'7 Mio. DM oder 64 % auf die Kreis- und Ortsverbände; an den 
5 eo

samtverbindlichkeiten sind sie demgegenüber nur mit 18 Mio. DM oder 
J /o beteiligt. 
? pür die Finanzanlagen — das sind bei den Landesverbänden und der 
^despartei vor allem ihre Beteiligungen an den rechtlich selbständigen 
i^,rtschaftsbetrieben der Bundespartei und der Landesverbände — werden 
^gesamt 21,2 Mio. DM ausgewiesen, von denen 10,8 Mio. DM (51 %) auf die 

reis- und Ortsverbände entfallen. 
? Von den Mitgliedsbeiträgen in Höhe von 83,3 Mio. DM verbleiben den 
^sverbänden 55,1 Mio. DM, das sind 66%. 
? ^n dem gesamten Spendenaufkommen von 24 Mio. DM sind die 

reisverbände mit 19,4 Mio. DM (81 %) beteiligt. 
J Die Kreisverbände haben Zuschüsse in Höhe von 10,1 Mio. DM aus dem 
^parteilichen Verrechnungsverkehr erhalten und haben ihrerseits 
MUschüsse an Gliederungen in Höhe von 2,9 Mio. DM geleistet. Sie haben 
ej^° aus dem innerparteilichen Zahlungsverkehr insgesamt 7,2 Mio. DM mehr 
genommen. 

>a,(Anmerkung: Die Zahlungen über den „innerparteilichen 
«nlungsverkehr" [Zuschüsse von und an Gliederungen] sind nur bedingt 

}(Ss.agefähig, weil der Finanzausgleich zwischen Landes- und 
. eisverbänden regional unterschiedlich geregelt ist.) 

0  Öie vergleichsweise hohen Geldbestände bei den Kreis- und 
^verbänden hängen offensichtlich mit finanzieller Vorsorge für 
K^unalwahlkämpfe zusammen; denn der Rechenschaftsbericht zeigt, daß 

eis- und Ortsverbände in jenen Landesverbänden, in denen 1984 
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Kommunalwahlen stattgefunden haben, insgesamt höhere Ausgaben als 
Einnahmen hatten; die Mehrausgaben dieser Kreis- und Ortsverbände 
betrugen 1984 3,7 Mio. DM. 

2. Die CDU-Bundespartei hatte 1984 Mehrausgaben von 10,4 Mio. DM, die 
Landesverbände hingegen Mehreinnahmen von 10,6 Mio. DM. 
Zwischen beiden besteht ein unmittelbarer Zusammenhang: Die 
CDU-Bundespartei hat 1984 von der Europawahlkampfkostenerstattung rund 
13 Mio. DM an die Landesverbände weitergegeben. 

3. Die in den letzten Jahren möglich gewesene finanzielle Konsolidierung der 
Gesamtpartei kommt vor allem darin zum Ausdruck, daß für keine 
Gliederungsebene mehr (einzige Ausnahme: Landesverband Saar) 
Überschuldungen ausgewiesen werden. 

Statt Überschuldung — wie bei der CDU-Bundespartei in früheren Jahren 
üblich — wird für die Gesamtpartei ein Reinvermögen von rund 106 Mio. 
DM ausgewiesen. 

Dieses „Reinvermögen" ist — als bilanztechnischer Begriff — das wichtigste 
Indiz für die auf allen Ebenen der Partei möglich gewesene finanzielle 
Konsolidierung. 

„Reinvermögen" heißt nicht, daß die Partei insgesamt schuldenfrei wäre; mit 
rund 34 Mio. DM weist die Vermögensrechnung der Gesamtpartei relativ 
hohe Verbindlichkeiten aus. Aber zusammen mit allen anderen Positionen der 
Vermögens- und der EinnahmenVAusgabenrechnung besagt dieses 
„Reinvermögen", daß auf allen Ebenen der Partei finanzwirtschaftlich solide 
gearbeitet und neben aller finanzieller Vorsorge für Wahlkämpfe auch die 
Finanzierung der laufenden politischen Arbeiten befriedigend abgesichert 
war. 

Wenn die Bundespartei mit 24% an diesem „Reinvermögen" beteiligt ist, 
dann ist dies vor allem darauf zurückzuführen, daß inzwischen eine fundierte 
Finanzierung für die Parteizentrale, das Konrad-Adenauer-Haus in Bonn, 
ermöglicht werden konnte; die Bildung finanzieller Reserven für den 
Bundestagswahlkampf 1987 war nur in einem sehr bescheidenen Umfang 
möglich, was insbesondere auch bei einem Vergleich der Positionen 
„Geldbestände" (4,5 Mio. DM) und „Verbindlichkeiten" (4,7 Mio. DM) bei 
der Bundespartei deutlich wird. 
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4. Einnahmen und Einnahmenstruktur: 

jper Rechenschaftsbericht weist für die CDU Gesamteinnahmen von rund 217 
Mio. DM aus. Darin sind enthalten rund 25 Mio. DM Zahlungen aus dem 
innerparteilichen Verrechnungsverkehr als „Zuschüsse von Gliederungen", 
öa dies Zahlungsvorgänge des parteiinternen Verrechnungsverkehrs sind, 
*lso keine Mittelzuflüsse von außen darstellen, muß die Summe der 
Gesamteinnahmen um die Position „Zuschüsse von Gliederungen" reduziert 
Werden, wenn eine Analyse der Einnahmenstruktur sinnvoll vorgenommen 
J^rden soll; die „bereinigten Gesamteinnahmen der CDU" betragen also 192 
Mio. DM. Davon entfallen auf: 

Mitgliedsbeiträge 43,2 % 
Spenden 12,5% 
Wahlkampfkostenerstattung 37,2 % 

^er Anteil der Mitgliedsbeiträge an der Gesamtfinanzierung der Partei hat 
Jjit 43,2% ein beachtliches Niveau erreicht. Der Anteil der Spenden an der 
Gesamtfinanzierung ist mit 12,5% — insbesondere auch wenn berücksichtigt 
^•rd, daß 81 % der Spenden den Kreis- und Ortsverbänden verblieben sind — 
Elativ niedrig. 

^er Anteil der Wahlkampfkostenerstattung an den Gesamteinnahmen liegt 
^it 37,2% weit unter der vom BVerfG und vom Parteifinanzierungsgesetz 
^gesprochenen kritischen Grenze: Nach Auffassung des BVerfG, die vom 
..^rteifinanzierungsgesetz gesetzlich verankert wurde, darf der Anteil der 
Jjjentlichen Mittel an der Gesamtfinanzierung einer Partei 50% nicht 
^ersteigen. 
5* Ausgaben und Ausgabenstruktur: 
^ie Gesamtausgaben der Partei betrugen 221 Mio. DM; die „bereinigten 
ausgaben" — reduziert also um die „Zuschüsse an Gliederungen" — 
^trugen 196 Mio. DM. 
°n den Gesamtausgaben entfielen auf: 

Personalausgaben 28,1% 
Ausgaben des laufenden 
Geschäftsbetriebes 18,7 % 
Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit 
und Wahlen 44,0% 

y.araus wird deutlich, daß der größte Anteil der Ausgaben auf die 
^anzierung der politischen Arbeiten der Partei entfällt und nicht auf — wie 
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dies in der Öffentlichkeit oft behauptet wird — Personalausgaben bzw. auf 
die Ausgaben des laufenden Geschäftsbetriebes. 
Verglichen mit anderen Organisationen der privaten Wirtschaft — deren 
Personalkostenanteil in der Regel 40% und mehr beträgt — haben die 
Personalausgaben an den Gesamtausgaben bei der CDU — für die anderen 
Parteien gilt ähnliches — einen relativ niedrigen Anteil. 

CDU-EXTRA - Verantwortlich: Axel König, Konrad-Adenauer-Haus, 5300 B°nfl' 
6 
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